
Suchergebnisse: Regierungsbeteiligung

24. September 1918 – Das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

Berlin * Im Vorwärts wird das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

veröffentlicht. Die Mehrheitssozialdemokraten verlangen:       Den Beitritt Deutschlands zu einem

Völkerbund, der Streitfälle friedlich regelt.   Ein klares Eingehen auf das 14-Punkte-Programm

des US-Präsidenten.   Die Aufhebung der Diktatfrieden mit Rumänien und Russland und den

Abzug der dort eingesetzten deutschen Besatzungstruppen.   Belgien, Montenegro und Serbien

sollen geräumt werden.   Freie, allgemeine und gleiche Wahlen in den Ländern des Deutschen

Reichs, was vor allem Preußen mit seinem Dreiklassen-Wahlrecht meint.   Keine

Nebenregierungen, womit die Oberste Heeresleitung - OHL gemeint ist.   Die Berufung der

Regierungsmitglieder aus der Reichstagsmehrheit, also MSPD, Linksliberale und Zentrum.    

Versammlungs- und Pressefreiheit, und damit die Beendigung des Belagerungszustandes.   Die

Beseitigung aller militärischen militärischen Institutionen, die der politischen Beeinflussung

dienen.      Die bürgerlichen Parteien sind die Bündnispartner der Mehrheitssozialdemokraten,

nicht die USPD. 

1. Oktober 1918 – Die militärische Niederlage Deutschlands ist unvermeidlich

Spa * Im engsten Kreis leistet Generalquartiermeister Erich Ludendorff seinen Offenbarungseid

und beginnt gleichzeitig seine Flucht aus der Verantwortung. Nach den Aufzeichnungen von

Oberst i.G. Albrecht von Thaer gesteht er:       „Die OHL und das deutsche Heer ist am Ende; der

Krieg ist nicht nur nicht mehr zu gewinnen, vielmehr steht die endgültige Niederlage wohl

unvermeidlich bevor. […]    Unsere eigene Armee ist leider schon schwer verseucht durch das

Gift spartakistisch-sozialistischer Ideen. Auf die Truppen ist kein Verlaß mehr. […]    Ich habe S.

M. gebeten, jetzt auch diejenigen Kreise an die Regierung zu bringen, denen wir es in der

Hauptsache zu danken haben, dass wir so weit gekommen sind. Wir werden also diese Herren

jetzt in die Ministerien einziehen sehen.    Die sollen nun den Frieden schließen, der jetzt

geschlossen werden muss.    Sie sollen die Suppe jetzt essen, die sie uns eingebrockt haben!“  

4. Februar 1919 – Anfrage zur Regierungsbeteiligung an die USPD

Berlin * Die SPD-Fraktion diskutiert über eine mögliche Regierungsbeteiligung der USPD.    Man
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beschließt eine Anfrage, ob die Unabhängigen „auf der Grundlage des Bekenntnisses zur

parlamentarischen Demokratie, d.h. zu einer Staatsform, die in jeder Beziehung durch den Willen

der Mehrheit des Volkes bestimmt wird, mithin unter Ausschaltung jeder Putschtaktik“ in die

„Regierungsmehrheit“ eintreten will.    Das Amt des Reichspräsidenten will Friedrich Ebert

übernehmen, Philipp Scheidemann soll Reichskanzler werden.&nbsp;

6. Februar 1919 – Die USPD beteiligt sich nicht an der Reichsregierung

Berlin - Weimar * Die Unabhängigen Sozialdemokraten antworten auf das Angebot der

SPD-Fraktion zum Eintritt in die Reichsregierung distanziert. Die USPD&nbsp;will sich nur dann

beteiligen, wenn sämtliche Mitglieder der Regierung den entschlossenen Willen zeigen, „die

demokratischen und sozialistischen Errungenschaften der Revolution gegen die Bourgeoisie und

gegen die Militärautokratie sicherzustellen“.&nbsp;

Münchner Zeitensprünge Seite 2/2


